
Bundestag: Frauen
in der SPDwollen
eine Präsidentin

BERLINDie Frauen in der SPD haben
ihre Fraktion aufgefordert, eine Frau
für das Bundestagspräsidium zu no-
minieren. Es müsse„zwingend“ eine
Nachfolgerin für Bundestagsprä-
sident Wolfgang Schäuble (CDU)
geben, sagte die Vorsitzende der
Arbeitsgemeinschaft sozialdemokra-
tischer Frauen, Maria Noichl.„Im Zu-
kunftsprogramm der SPD wird das
Jahrzehnt der Gleichstellung gefor-
dert“, erklärte sie. „Diese Worte for-
dern Taten. Daher ist die Position
der Bundestagspräsidentin auch
zwingend mit einer Frau zu beset-
zen.“ In der SPD-Bundestagsfraktion
gebe es„kompetente und tolle Frau-
en. Die altbekannte Ausrede, es wür-
de sich keine Frau finden, lassen wir
nicht gelten.“ Zuvor hatte SPD-Chef
Norbert Walter-Borjans den bisheri-
gen Fraktionschef Rolf Mützenich für
das Amt des Bundestagspräsidenten
vorgeschlagen. Damit wären mit dem
möglichen Kanzler Olaf Scholz und
Bundespräsident Frank-Walter Stein-
meier die höchsten politischen Pos-
ten mit Männern besetzt. (dpa)

> Politik Weg frei fürKoalitionsgespräche

BERLIN Rund drei Wochen nach der
Bundestagswahl können die Koa-
litionsverhandlungen zur Bildung
der ersten Ampel-Regierung auf
Bundesebene beginnen. Nach SPD
und Grünen stimmte am Montag
auch die FDP für die Aufnahme in-
tensiver Gespräche. „Wir begeben
uns nun auf den Weg, Verantwor-
tung für Deutschland mit zu über-
nehmen“, sagte Parteichef Chris-
tian Lindner in Berlin. Zugleich
begannen vor allem zwischen Grü-
nen und FDP bereits unterschwel-
lige Debatten über die Besetzung
wichtiger Ministerien.

Große inhaltlicheUnterschiede

Bisher hatten SPD, Grüne und FDP
Sondierungsgespräche geführt,
um unverbindlich Gemeinsamkei-
ten und Differenzen auszuloten. Bei
Koalitionsgesprächen, dem nun an-
stehenden Schritt, haben die Part-
ner eine gemeinsame Regierung
schon fest im Blick. Die Verhand-
lungen könnten noch in dieser Wo-
che starten.

Lindner machte allerdings deut-
lich, das angestrebte Bündnis sei vor
derWahl keineWunschkonstellation

gewesen und werde wohl eher ein
Zweckbündnis. Es gebe nach wie vor
große inhaltliche Unterschiede, bei
denen es auch in Zukunft bleiben
werde. Diese erfordere von allen viel
Toleranz und Bereitschaft zu „neu-
em Denken“.

Am Freitag hatten die Ampel-Un-
terhändler ein gemeinsames Ergeb-
nispapier ihrer Sondierungsgesprä-
che präsentiert, in
dem einige Kon-
flikte geklärt, an-
dere Differenzen
aber noch unge-
löst blieben. Da-
nach sollen wich-
tige Steuern wie
die Einkommen- und Unterneh-
menssteuern nicht erhöht werden.
Außerdem soll die Schuldenbremse
wieder eingehalten werden. Der ge-
setzliche Mindestlohn soll auf zwölf
Euro pro Stunde steigen. Beim Kli-
maschutz sind unter anderem ein
beschleunigter Ausbau der erneuer-
baren Energien und ein Kohleaus-
stieg im Idealfall schon bis 2030 ge-
plant.

In den Koalitionsgesprächen soll
das Sondierungspapier konkreti-
siert werden. Dabei wird es in den

kommenden Wochen auch um den
Zuschnitt und die Besetzung der
Ministerien gehen. Allerdings sol-
len zunächst die inhaltlichenVorha-
ben des Koalitionsvertrags festgelegt
werden. SPD-Kanzlerkandidat Olaf
Scholz hatte im Wahlkampf stets
betont, sein Kabinett solle paritä-
tisch, also mit gleich vielen Frauen
und Männern, besetzt sein. Davon

zeigten sich füh-
rende FDP-Politi-
ker nun wenig be-
geistert. „Bei der
Besetzung von
Kabinettsposten
sollte immer die
Qualifikation und

die Fähigkeit, ein Ministerium zu
führen, eine Hauptrolle spielen“,
sagte FDP-Vize Wolfgang Kubicki.
FDP-Vorstandsmitglied Marie-Ag-
nes Strack-Zimmermann erklärte:
„Wenn man die gesellschaftliche Re-
alität im Kabinett abbilden möch-
te, macht es natürlich Sinn, Minister
und Ministerinnen gleichermaßen
im Kabinett zu haben.“ Aber zual-
lererst müsse die fachliche Kompe-
tenz eine Rolle spielen.

Vor allem um die Besetzung des
Finanzressorts bahnt sich eine Aus-

einandersetzung zwischen Grünen
und FDP an. Lindner signalisierte
bereits Interesse, betonte aber zu-
gleich, so etwas solle jetzt nicht öf-
fentlich diskutiert werden.

Mehrere Spitzenpolitiker der Am-
pel-Parteien versuchten, die Perso-
naldebatte auszubremsen. SPD-
Chef Norbert Walter-Borjans drang
darauf, zuerst über Inhalte zu spre-
chen.„Wir reden jetzt nicht darüber,
was an einzelnen Ministerien wie
zugeschnitten wird“, sagte er. Lind-
ner wolle scheinbar bereits Pflöcke
einschlagen für Verhandlungen.

Auch Lindners Parteifreund,
FDP-Generalsekretär Volker Wis-
sing, bezeichnete Personaldiskussi-
onen als verfrüht.„Natürlich müssen
am Ende, wenn man Koalitionsver-
handlungen abgeschlossen hat, auch
Ressortfragen geklärt werden“, sag-
te er. „Aber die jetzt zu thematisie-
ren, halte ich nicht nur für verfrüht,
sondern auch für wenig hilfreich,
weil es von den Inhaltsfragen ab-
lenkt.“ Grünen-Chef Robert Ha-
beck sagte, es gehöre „zur Fairness,
zum guten Ton und auch zur poli-
tischen Klugheit“, jetzt keine Per-
sonaldebatten aufzumachen. (dpa)

>Blickpunkt

Die FDP stimmt für die Aufnahme intensiver Verhandlungen mit der SPD und den
Grünen, die noch diese Woche starten können. Erste Personaldiskussionen laufen bereits.
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DIESEL SO TEUERWIE NIE

Diesel ist an Tankstellen in Deutschland so teuer wie noch nie. Im bundesweiten Tagesdurchschnitt lag der Preis am Sonntag bei 1,555 Euro pro Liter.

Und der Benzinpreis steigt auchweiter.Warumdas so ist, undwiemandenAnbietern ein Schnippchen schlagen kann, lesen Sie auf >SEITEDREI

Ein Rekord, den
niemand bejubelt

Deutschland
erhöht denDruck
auf Belarus

LUXEMBURG Wegen steigender
Flüchtlingszahlen auf der Route
über Belarus wollen Deutschland
und andere EU-Staaten den Druck
auf das autoritär regierte Land erhö-
hen. Bundesaußenminister Heiko
Maas (SPD) sprach sich am Montag
bei Beratungen der EU-Außenmi-
nister in Luxemburg für EU-Sank-
tionen gegen Fluggesellschaften
aus, die Belarus beim Schleusen
von Flüchtlingen nach Europa un-
terstützen. Die Bundesregierung
prüft zudem eine„verstärkte Schlei-
erfahndung“ an der Grenze zu Po-
len.

Maas erhob harte Vorwürfe ge-
gen den belarussischen Machtha-
ber Alexander Lukaschenko: Dieser
„sei nichts anderes als der Chef ei-
nes staatlichen Schleuserrings“. Die
EU wirft Lukaschenko vor, Flüchtlin-
ge aus dem Nahen Osten absichtlich
über die Grenzen von Polen, Litauen
und Lettland in die EU zu schleusen,
um auf dieseWeiseVergeltung für eu-
ropäische Sanktionen zu üben, die
sich gegen Menschenrechtsverstö-
ße richten. (afp) >Politik

FRANKFURT Der Deutsche Buch-
preis 2021 geht an die Schriftstelle-
rin Antje Rávik Strubel. Das gab der
Börsenverein des Deutschen Buch-
handels am Montag in Frankfurt be-
kannt. Ihr Buch „Blaue Frau“ wird
damit als bester deutschsprachiger
Roman des Jahres ausgezeichnet.
Der Preis ist mit 25.000 Euro dotiert.
Der bei S. Fischer erschienene Ro-
man schildert die Flucht einer jun-
gen Frau vor ihren Erinnerungen an
eine Vergewaltigung. Die Autorin
behandle das Thema „mit existen-
zieller Wucht und poetischer Prä-
zision“, urteilte die Jury. Die übri-
gen fünf Autorinnen und Autoren
der Shortlist erhalten jeweils 2500
Euro. Neben Strubel waren Norbert
Gstrein („Der zweite Jakob“), Chris-
tian Kracht („Eurotrash“), Thomas
Kunst („Zandschower Klinken“),
Mithu Sanyal („Identitti“) und Mo-
nika Helfer („Vati“) auf der Shortlist
für den Buchpreis. (dpa) >Kultur

Deutscher Buchpreis
für Antje Rávik Strubel

KURZNOTIERT

Spahn für Endeder „epidemischenLage“

BERLINBundesgesundheitsminister
Jens Spahn hat sich für ein Auslau-
fen der sogenannten„epidemischen
Lage nationaler Tragweite“ ausge-
sprochen. Wie ein Ministeriums-
sprecher bestätigte, äußerte sich
der CDU-Politiker entsprechend am
Montag bei Corona-Beratungen mit
den Gesundheitsministern der Län-
der. Das Robert Koch-Institut stufe
„das Risiko für geimpfte Personen
als moderat ein“, somit könne an-
gesichts der aktuellen Impfquote
die epidemische Lage als bundes-
weite Ausnahmeregelung am 25.
November 2021 beendet werden,
wurde Spahn von Teilnehmern zi-
tiert: „Damit wird ein seit dem 28.
März 2020 und damit mithin seit

fast 19 Monaten bestehender Aus-
nahmezustand beendet.“

Die Entscheidung liegt allerdings
beim Bundestag. Der hatte die„epi-
demische Lage von nationaler Trag-
weite“ erstmals im März 2020 zu Be-
ginn der Pandemie festgestellt und
danach immer wieder verlängert,
zuletzt Ende August für weitere drei
Monate. Sie läuft automatisch aus,
wenn sie vom Parlament nicht er-
neut verlängert wird. Die„epidemi-
sche Lage“ gibt Bundes- und Lan-
desregierungen Befugnisse, um
Verordnungen zu Corona-Maßnah-
men oder zur Impfstoffbeschaffung
zu erlassen.

Was Spahns Äußerungen konkret
bedeuteten, ist noch offen. Unklar

ist, ob mit einem Auslaufen der epi-
demischen Lage automatisch eine
Art „Freedom Day“ mit einem Ende
aller Beschränkungen käme, wie zu-
letzt immer wieder diskutiert wur-
de. Denn für Corona-Maßnahmen
sind die Bundesländer selbst zu-
ständig. Sie legen Abstands-,Veran-
staltungs- und Maskenregeln jeweils
in ihren eigenen Coronaschutzver-
ordnungen fest und schreiben diese
regelmäßig fort. Bayerns Minister-
präsident Markus Söder (CSU) hat-
te bereits gesagt: „Klar ist: Wenn der
Bundestag die epidemische Lage
nicht mehr verlängert, dann bedeu-
tet dies wohl das Ende aller Sicher-
heitsauflagen. Denn nur das Fest-
stellen der epidemischen Lage ist

Basis und Rechtsgrundlage für die
Infektionsschutzverordnungen der
Länder. Dann hätten wir Ende No-
vember indirekt den Freedom Day.“

EMA: Die Europäische Arzneimit-
telbehörde EMA prüft nun auch die
Zulassung des Corona-Impfstoffes
der Hersteller Biontech und Pfizer
für Kinder im Alter von fünf bis elf
Jahren. Die Hersteller hatten bereits
in der vergangenenWoche angekün-
digt, entsprechende Daten zu den
klinischen Untersuchungen an die
EMA zu schicken.

Die Studien zeigen nach Anga-
ben von Biontech und Pfizer, dass
der Impfstoff von Kindern in dieser
Altersgruppe gut vertragen wird und

eine stabile Immunantwort hervor-
ruft. Anders als bei Jugendlichen be-
kamen die Kinder dieser Altersgrup-
pe nur ein Drittel der üblichen Dosis.
Der Impfstoff Cominarty ist zur Zeit
in der EU nur für Menschen ab zwölf
Jahren zugelassen. Eine Empfehlung
über die Erweiterung der Zulassung
wird in einigen Monaten erwartet.
Die endgültige Entscheidung liegt
dann bei der EU-Kommission. Das
aber gilt als Formsache. (dpa)

Aktuelle Informationen online auf:
aachener-nachrichten.de; hier gibt
es auch einen Überblick über alle
Anbieter, die Schnelltests durchführen;
Bürgertelefon:0211/91191001; Infos
online: land.nrw/corona und rki.de

Gesundheitsminister möchte Ausnahmeregelung Ende November auslaufen lassen. RKI: Risiko für Geimpfte ist „moderat“.

Nachdem ihr Mann im Stau zum
Rauchen aus dem Auto ausgestie-
gen war, ist eine Frau in der Nähe
von Füssen ohne ihn weitergefah-
ren. Die Polizei in Bayern wurde
über einen Fußgänger auf der A7
im Grenztunnel Füssen informiert,
teilten die Beamten mit. Wie sich
herausstellte, war es der vergesse-
ne Mann, der seine Frau suchte.
Sie sei weitergefahren, als sich der
Stau plötzlich auflöste. Eine Streife
griff den Mann auf und konnte die
Frau schließlich telefonisch errei-
chen. Sie holte ihn ab, und die bei-
den setzten gemeinsam ihre Fahrt
fort. (dpa)

Frau vergisst ihren
rauchendenMann im Stau
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„Wir reden jetzt nicht
darüber,was an einzel-
nenMinisterienwie
zugeschnittenwird.“

SPD-ChefNorbertWalter-Borjans
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Die Menschen in den Garzwei-
ler-Dörfern sind in den ver-
gangenen beiden Jahren zum
Gegenstand der Forschung ge-
worden. Seit 2019 begleiten
Wissenschaftlerinnen des LVR
die Menschen in Keyenberg
und den Nachbardörfern beim
Umsiedeln, beim Abschied-
nehmen, beim Neubeginn und
beim Protest. Das Projekt ist
zwar noch nicht abgeschlos-
sen, trotzdem werden die Er-
gebnisse jetzt in der Ausstellung
„Das Leben mit dem Loch“ in
Erkelenz gezeigt. Lokales

ERKELENZ

Wie es sichmit dem
Tagebau lebt
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